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1. Anlaß, Erfordernis und Ziele der Planung 

Die Samtgemeinde Lengerich liegt im ländlichen Raum. Sie hat einen sehr hohen Anteil land-
wirtschaftlicher Fläche (77% des Samtgemeindegebietes) und ist stark landwirtschaftlich ge-
prägt. Innerhalb der Landwirtschaft ist die Tierhaltung ein starker Wirtschaftszweig. Sie hat in 
der Samtgemeinde bereits vor Jahren eine hohe Intensität mit mehr als 2 Großvieheinheiten 
(GV) je ha landwirtschaftliche Nutzfläche erreicht. 

In den letzten Jahren hat sich die Tierhaltung als wesentlicher Betriebszweig der landwirt-
schaftlichen Produktion übermäßig stark ausgeweitet. Wegen der höheren Wertschöpfung wer-
den große Stallanlagen mit moderner, arbeitssparender Betriebstechnik sowohl von den land-
wirtschaftlichen Betrieben als auch von landwirtschaftsfremden Betreibern angestrebt. Da sich 
in Zukunft wahrscheinlich nur größere und modernere Ställe wirtschaftlich betreiben lassen, ist 
ein weiterer Bedarf für den Bau von großen Ställen zu erwarten.  

In der Vergangenheit wurden neue Tierhaltungsanlagen in der Samtgemeinde Lengerich meis-
tens an der jeweiligen Hofstelle oder in ihrer Nähe errichtet. Anhand bisheriger Einzelfälle und 
anhand der vorliegenden Anträge für weitere 88 Ställe (Landkreis Emsland, Stand Frühjahr 
2008) ist aber inzwischen festzustellen, daß dieses Vorgehen geändert wird und nunmehr auch 
Tierhaltungsanlagen im Außenbereich ohne Anbindung an die vorhandene Hofanlage oder an 
bereits bestehenden Standorten errichtet werden sollen. Die Standortentscheidungen werden 
dabei nicht auf der Grundlage eines abgestimmten städtebaulichen Konzeptes getroffen, son-
dern basieren meist auf der zufälligen Verfügbarkeit von Flächen im Außenbereich sowie teil-
weise aus einem – seuchenhygienisch begründeten – Interesse, möglichst weit von anderen 
Stallanlagen entfernt zu bauen. Schließlich besteht teilweise auch ein Interesse, finanziellen 
Aufwand für die Abluftreinigung, welche an siedlungs- bzw. nachbarnahen Standorten teilwei-
se notwendig wäre, zu vermeiden. 

 
Diese Ansiedlungstendenz trifft auf eine Siedlungsstruktur, die bereits durch eine weitflächige 
Streubesiedelung gekennzeichnet ist. Im Gebiet der Samtgemeinde Lengerich liegen als größere 
Siedlungskörper Bawinkel und Lengerich. Kleinere Siedlungskörper bilden Gersten, Handrup, 
Langen und Wettrup. Hinzu kommen eine Reihe kleiner Siedlungen sowie Kleinst- und Split-
ter- sowie in weiten Bereichen Streusiedlungen. Sie überdecken weite Teile des Samtgemein-
degebietes und umfassen neben ca. 880 Wohngebäuden im Außenbereich auch ca. 290 tierhal-
tende Betriebe (Landkreis Emsland, Frühjahr 2008). 

Die durch Bau- / BImSch-Anträge belegte und weiter absehbare Errichtung zusätzlicher Tier-
haltungsanlagen in den Freibereichen zwischen den Streusiedlungsteilen verstärkt die Zersied-
lung und würde Teile der jetzt noch freien Landschaft in Anspruch nehmen. Das stellt eine 
Abkehr von der grundlegenden Leitlinie einer geordneten städtebaulichen Entwicklung dar. Mit 
dem sich weiter stark entwickelnden Massenphänomen von Tierhaltungsanlagen in der freien 
Landschaft des Außenbereichs geht eine wesentliche Einschränkung der Funktionen des Au-
ßenbereichs und auch der Entwicklungsfähigkeit für bebauungsfreie Nutzungen einher. Dazu 
gehören insbesondere die Freizeit- und Erholungsnutzungen der Wohnbevölkerung in freier und 
unverbauter Natur. Außerdem ergeben sich ggf. Einschränkungen für die städtebaulichen Ent-
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wicklungsfähigkeit der vorhandenen Siedlungen und für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege 
und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft. 

Anlagen für die Intensivtierhaltung sind im Außenbereich nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und 
nach § 35 Abs.1 Nr. 4 BauGB privilegiert. Die Prüfung nach § 35 BauGB erfolgt aber nur ein-
zelfallbezogen und in den Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde Lengerich bislang ohne eine 
abgestimmte städtebauliche Konzeption. Die geordnete städtebauliche Entwicklung der Ge-
meinden bleibt dabei weitgehend unberücksichtigt. Der zunehmenden Zersiedelung des Außen-
bereiches, der nach dem Willen des Gesetzgebers grundsätzlich von Bebauung freizuhalten ist, 
kann nur mit den Instrumenten der Bauleitplanung wirksam entgegengewirkt werden. 

Das städtebauliche Problem ist die Außenbereichsprivilegierung, die der Gesetzgeber bei Erlaß 
des § 35 BBauG in Kauf genommen hat, als noch nicht mit massiven Betriebsaussiedlungen 
und Ansiedlungen von Massentierhaltungsanlagen in den Außenbereich, wie sie sich heute 
darstellen und nunmehr noch verstärkt zu erwarten sind, zu rechnen war. Das gilt insbesondere 
für die gewerblichen Tierhaltungsbetriebe, die weder eine ausreichende Bindung an eine eigene 
Futtergrundlage vor Ort haben müssen noch an das Erfordernis des untergeordneten Teiles der 
Betriebsfläche gebunden sind.  

Abluftreinigungsanlagen für die Tierhaltung haben zwar inzwischen, insbesondere bei der 
Schweinehaltung, einen hohen technischen Standard erreicht, jedoch gehören sie nicht zum 
Stand der Technik des Produktionsverfahrens der tierischen Veredlung in der Landwirtschaft. 
Das bedeutet, daß sie hier auch bei genehmigungsbedürftigen Anlagen nach §§ 4 und 19 BIm-
SchG nicht generell gefordert werden können, wenn die festgesetzten Immissionsgrenzwerte 
(z.B. nach GIRL) und/oder Abstandsregelung nach TA-Luft eingehalten werden. Abluftreini-
gungsanlagen verursachen jedoch erhebliche höhere Investitions- und Folgekosten bei Bau und 
Betrieb von Tierhaltungsanlagen als bei Ställen ohne Abluftreinigung. Wie die Vergangenheit 
gezeigt hat, weichen die Betriebsinhaber daher in den Außenbereich ohne Immissionsproblema-
tik aus, um solche Kosten zu vermeiden. Nach heutiger Rechtsauffassung ist zwar das Bauen 
ohne Anbindung an die vorhandene Hofstelle erschwert, aber nicht unmöglich.  

Bei landwirtschaftlichen Betrieben im Sinne von § 201 BauGB war bisher davon auszugehen, 
daß die Ställe grundsätzlich an der Hofanlage gebaut werden. Dies ist aus Immissionsgründen 
vielfach mit erhöhtem Aufwand verbunden oder teilweise nicht mehr möglich. In diesen Fällen 
findet ebenfalls eine Verlagerung in den unbebauten Außenbereich statt.  

Dabei ist der Landwirt aufgrund der derzeitigen Rechtslage nicht auf den landwirtschaftlichen 
Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB angewiesen, sondern es besteht z.B. 
auch die Möglichkeit, durch Betriebsteilung einen gewerblichen Stall im Sinne von § 35 Abs. 1 
Nr. 4 abgesetzt von der Hofstelle und unabhängig vom landwirtschaftlichen Betrieb in der 
freien Landschaft zu errichten. 

Ferner sind auch Finanzierungsfragen von Bedeutung. Die Kreditgeber sind erfahrungsgemäß 
eher und auch zu besseren Konditionen bereit, einen Stall abgesetzt von der Hofanlage auf ei-
nem Grundstück mit eigenem Grundbuchblatt zu finanzieren. Die Finanzierungsbereitschaft ist 
außerdem größer, je größer die Stallanlagen sind. 
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Absehbare Folge dieser von der Außenbereichsprivilegierung zugelassenen Entwicklung ist, 
daß weitere Teile der noch freien Landschaft durch einzelne Ställe oder Stallanlagen zersiedelt 
werden. 

 

Anzahl und Umfang der Tierhaltungsanlagen haben der Samtgemeinde und im Landkreis – 
teilweise dramatisch – zugenommen.  

Auf der Kreisebene hat sich im letzten Jahr folgende Entwicklung gezeigt: 

Genehmigte und beantragte Tierplatzzahlen im Landkreis Emsland (Stand 12.09.2008) 

     genehmigt  beantragt  

Hähnchenmastplätze   ca. 24,7 Mio.  ca. 11,4 Mio.  

Schweinemastplätze      ca. 800.000  ca. 60.000  

Rinderplätze    ca. 200.000  ca. 1.300  

Genehmigte Hähnchenmastplätze im Landkreis Emsland (Stand 24.9.2008) 

Stand        23.06.‘08 09.09.‘08  24.09.‘08 

Hähnchenmastplätze   22,5 Mio. 23,9 Mio. 24,7 Mio. 

An diesen Zahlen ist das Ausmaß der Entwicklung von Tierhaltungsanlagen im Landkreis Ems-
land deutlich ablesbar. Innerhalb von nur 3 Monaten hat sich die Tierplatzzahl für Hähnchen 
um ca. 2 Mio erhöht. 

Diese Entwicklung hat sich Ende 2008 und in den ersten Monaten des Jahres 2009 fortgesetzt. 
Mit Stand vom 26.5.2009 sind im Landkreis Emsland ca. 28,2 Mio Geflügelplätze genehmigt, 
weitere ca. 10,0 Mio beantragt, so daß mit   ca. 38,2 Mio Geflügelplätzen zu rech-
nen ist.  
Dies ging nicht zulasten der anderen Tierhaltungsarten. Auch dort haben sich die Bestands- und 
Antragszahlen erhöht. Die Zahl der genehmigten und beantragten Rinderplätze hat im gleichen 
Zeitraum um ca. 1.300 zugenommen, die der Schweineplätze um ca. 13.000.  

Die nachfolgende Abbildung zeigt den drastischen Anstieg von Hähnchenmastanlagen in den 
letzten beiden Jahren. In diesem Zeitraum entsprach die Anzahl der genehmigten Hähnchen-
mastplätze derjenigen der vorangegangenen 10 Jahre. 
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Beim Landkreis Emsland gingen Ende 2008 durchschnittlich jede Woche Anträge für insge-
samt ca. 250 000 Masthähnchenplätze (hochgerechnet jährlich 13 Mio Hähnchen) ein.  
„Ein Ende der Entwicklung ist nicht absehbar“ war die Einschätzung des Landkreises zum 
Zeitpunkt der Entwurfsfassung dieser Flächennutzungsplanänderung. Jüngere Zahlen des 
Landkreises mit Stand 29.8.2011 bestätigen dies: obwohl bis dahin bereits 33,14 Mio Geflügel-
plätze genehmigt waren, lagen weitere Anträge für 11,24 Mio zusätzliche Plätze vor. Werden 
diese genehmigt, steigt die Zahl der Geflügelplätze im Landkreis auf rd. 44,4 Mio. 

Die oben aufgezeigte Entwicklung macht den starken Anstieg und die hohen absoluten Zahlen 
deutlich. Sie müssen jedoch vor dem Hintergrund gesehen werden, daß die Hähnchenmast und 
Legehennenhaltung nur ein Teil der landwirtschaftlichen und gewerblichen Viehhaltung ist. 
Außerdem ist das Verhältnis der Viehzahlen zur Größe des Gebietes zu betrachten, in dem die 
Tierhaltung betrieben wird, und insbesondere zur Größe der dortigen landwirtschaftlichen 
Nutzfläche. Denn erst daraus läßt sich die tatsächliche Flächenbelastung erkennen. 

Für das Jahr 2005 liegen Vergleichsdaten (Quelle: Landkreis Emsland) vor. Auf der Landkreis-
ebene ergab sich, bezogen auf die landwirtschaftliche Nutzfläche, eine Hähnchenmast- und 
Hennendichte (genehmigte und beantragte Tierhaltungsplätze) von 0,19 Großvieheinheiten 
(GV)/ha. Viel deutlicher werden die Zahlen, wenn man die anderen Nutztierarten mitbetrachtet. 
Sie machten ein Mehrfaches der Geflügelmasse aus. Sehr stark ist z.B. auch die Schweinehal-
tung ausgeprägt. Dies führte zu einer Gesamtviehdichte im Landkreis Emsland von 1,55 GV in 
genehmigten Anlagen bzw. von 1,67 GV in genehmigten und beantragten Anlagen je ha land-
wirtschaftlich genutzter Fläche (lw.Nf.) 

Beantragte und genehmigte Hähnchenmast- und Hennenplätze im Emsland von 1997 - 2009
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Die Samtgemeinde Lengerich ist landwirtschaftlich geprägt. Hier stellt sich die Situation noch 
weitaus drastischer dar. Die Viehdichte ist fast doppelt so hoch wie im Durchschnitt des Land-
kreises. Sie lag bei 2,9 GV in genehmigten bzw. bei 3,18 GV-Plätze in genehmigten und bean-
tragten Anlagen/ha lw.Nf. 

Diese in der Region ermittelten Zahlen liegen deutlich höher als die des Statistischen Landes-
amtes. 

 

Innerhalb der Samtgemeinde war im Jahr 2005 die Viehdichte in Bawinkel mit 3,53 GV in ge-
nehmigten Anlagen /ha lw.Nf und Handrup am höchsten. Wettrup und Langen lagen im Mittel-
feld, es folgten Lengerich und Gersten mit 1,61 GV in genehmigten Anlagen /ha lw.Nf. 

Bis Frühjahr 2008 hat sich die Viehdichte, gemessen an den genehmigten Anlagen, in allen 
Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde erhöht. Sie lag zwischen ca. 4,3 GV/ha lw.Nf in der 
Mitgliedsgemeinde Bawinkel und ca. 2,0 GV/ha lw.Nf in der Mitgliedsgemeinde Gersten. 

Gleichzeitig wurden viele weitere Anträge für Tierhaltungsanlagen eingereicht. Gemessen an 
den genehmigten und beantragten Tierhaltungsplätzen, waren die Zunahmen bis Frühjahr 2008 
in Bawinkel und Handrup  mit jeweils 0,6 GV/ha lw.Nf. besonders deutlich, gefolgt von Lan-
gen (+ 0,5 GV/ha lw.Nf.), Lengerich (+ 0,4 GV/ha lw.Nf), Gersten (+ 0,3 GV/ha lw.Nf) und 
Wettrup (+ 0,2 GV/ha lw.Nf). 

Für die Mitgliedsgemeinde Gersten liegen Zahlen bis Juni 2009 vor. Danach stieg die Vieh-
dichte, gemessen an den genehmigten Anlagen, auf 2,16 GV/ha lw.Nf.. Nach den genehmigten 

Großvieheinheiten in genehmigten Anlagen je ha 
landwirtschaftlicher Nutzfläche

0

0,5

1

1,5

2

2,5

3

3,5

Niedersachsen Lk. Emsland SG. Lengerich

Q.: Stat. Landesamt, Stand 2007 Q.: Landkreis Emsland, Stand 2005



1. Anlaß, Erfordernis und Ziel der Planung 

 

Samtgemeinde Lengerich, 40. Fnp.-Änderung „Steuerung von Tierhaltungsanlagen“  -9- 

und beantragten Tierplätzen verzeichnete der Landkreis im Frühjahr 2009 in der Mitgliedsge-
meinde Gersten eine Dichte von 2,83 GV / ha lw.Nf.  
Nach den noch nicht genehmigten Anträgen mit Stand Juni 2009 soll die Zahl der Hähnchen-
mastplätze verdreifacht und die der Putenmastplätze mehr als verdoppelt werden. 

Anhand dieser Zahlen wird die Dimension der Entwicklung von Tierhaltungsanlagen im Land-
kreis Emsland und in der Samtgemeinde Lengerich und ihren Mitgliedsgemeinden deutlich. Die 
Statistik zeigt ebenso wie die Anschauung der tierhaltenden Anlagen in der Landschaft und die 
Betrachtung der Bauanträge und Interessensbekundungen für weitere Stallanlagen (z.B. eines 
Tierhalters aus der Mitgliedsgemeinde Langen für 200.000 Hähnchenmastplätze und eines 
Tierhalters aus Haselünne an 320.000 Hähnchenmastplätzen in Wettrup, für die jeweils im Be-
bauungsplanentwurf der Mitgliedsgemeinde kein Baufeld am Wunschstandort in der freien 
Landschaft vorgesehen ist), daß eine städtebauliche Ordnung dieser Nutzungsart erforderlich 
ist. Bei einer ungesteuerten Fortsetzung der Entwicklung besteht die Gefahr, daß die boden- 
und immissionsschutzrechtlichen Potentiale durch tierhaltende Anlagen vor allem in der freien 
Landschaft massiv ausgenutzt werden mit der Folge, daß andere für das Gemeinwohl wichtige 
Nutzungen erheblich beeinträchtigt und Entwicklungsperspektiven wesentlich vermindert oder 
gar nicht mehr gegeben sind. 

Die Samtgemeinde Lengerich und ihre Mitgliedsgemeinden Wettrup, Bawinkel, Lengerich, 
Gersten und Langen halten es daher für erforderlich, umgehend mittels Bauleitplanung zu steu-
ern. Diese fünf Mitgliedsgemeinden haben bereits Aufstellungsbeschlüsse für entsprechende 
Bebauungspläne gefaßt, weil sie davon ausgehen, daß ohne diese Steuerung bei der derzeitigen 
Rechtsprechung die noch freien Außenbereichsflächen weiter zersiedelt werden. Die heute 
noch gegebenen Möglichkeiten im Hinblick auf bauleitplanerische Standortentscheidungen für 
bauliche und andere Nutzungen würden sich erheblich reduzieren oder teilweise sogar entfal-
len. Die Samtgemeinde sieht diese Gefahr ebenfalls. 
In den zuständigen Gremien der Mitgliedsgemeinde Handrup ist die Thematik weiterhin in der 
Beratung. 

Neben den Gemeinden in der Samtgemeinde Lengereich haben sich aufgrund einer ähnlich 
problematischen Situation bereits viele andere Gemeinden im Landkreis Emsland und in Nach-
barlandkreisen im Oldenburger Münsterland entschlossen, mittels Bauleitplanung steuernd 
einzugreifen, bzw. haben solche Planungen bereits durchgeführt. Investoren dürften daher ihr 
Augenmerk auf Standorte in den Gemeinden richten, die von den Möglichkeiten der Bauleit-
planung keinen Gebrauch machen. Die Gefahr der Zersiedlung der freien Landschaft wird auch 
durch diese Entwicklung in den nicht planenden Gemeinden voraussichtlich immer größer. Die 
Problematik wird in verstärktem Maße gleichsam in diese Gemeinden transferiert. 

Gem. § 1 Abs. 3 BauGB haben die Gemeinden Bauleitpläne aufzustellen, sobald und soweit es 
für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. Erforderlich im Sinne des § 1 
Abs. 3 BauGB kann auch eine bauleitplanerische Regelung sein, die es ermöglichen soll, einer 
Bedarfslage gerecht zu werden, die sich zwar noch nicht konkret abzeichnet, aber bei voraus-
schauender Betrachtung in einem absehbaren Zeitraum erwartet werden kann (Nds. OVG 
17.02.05-1 KN 7/04). 

Für die Samtgemeinde Lengerich ergeben sich folgende Schlußfolgerungen: 
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� Durch die Vielzahl der vorhandenen Außenbereichsgebäuden sowie die genehmigten Tier-
haltungsanlagen entsteht eine städtebauliche Situation, die sich als ungeordnete, teilweise 
gewerbliche/industrielle Entwicklung im Außenbereich darstellt.  

� Durch die beantragten Tierhaltungsanlagen drohen eine weitere Verfestigung und eine 
Verschärfung dieser Situation. 

� Die städtebauliche Entwicklungsfähigkeit der Samtgemeinde und ihrer Mitgliedsgemein-
den sowie das Ziel der Samtgemeinde und des BauGB, den Außenbereich zu schonen und 
zu erhalten, sind gefährdet. 

� Die Aufgabe der Samtgemeinde und der Mitgliedsgemeinden, durch Bauleitplanung die 
bauliche und sonstige Entwicklung vorzubereiten und zu leiten (§ 1 Abs. 1 BauGB), wird 
unterlaufen. 

Es ist daher erforderlich, durch Bauleitplanung steuernd einzugreifen. Als Teil dieser 

Bauleitplanung wird diese 40. Flächennutzungsplanänderung durchgeführt. 

Grundsätzlich soll nahezu der gesamte Außenbereich von der Planung erfaßt werden, da sonst 
der Ansiedelungsdruck auf die nicht beplanten Räume gelenkt wird und eine verstärkte Zersie-
delung der von der Planung nicht erfaßten Bereiche droht. 

Die Gemeinde darf städtebauliche Ziele verfolgen, die mehr auf Bewahrung als auf Verände-
rung der vorhandenen Situation zielen (BVerwG 18.12.1990 – 4 NB 8.90 -) 

Die Freihaltung des Außenbereichs von weiteren negativen Eingriffen ist ein Ziel, das mit der 
Bauleitplanung verfolgt werden kann (BVerwG 18.12.1990 – 4 NB 8.90  

Die Samtgemeinde Lengerich hält es daher für erforderlich, die noch unzersiedelten Teile des 
Außenbereiches im wesentlichen als Freiraum für andere Nutzungen, insbesondere als Erho-
lungslandschaft - sowie als Selbstzweck (s. § 1 Abs. 1 Satz 1 BNatSchG „ ... aufgrund ihres 

eigenen Wertes ...“) - zu sichern. Die Erholung ist ein öffentlicher Belang, der gemäß § 1 Abs. 
5, Satz 2, BauGB bei der Bauleitplanung zu berücksichtigen ist. Es kommt nicht darauf an, daß 
die Flächen möglicherweise aus naturschutzfachlicher oder landespflegerischer Sicht nicht 
besonders schützenswert sind. Die Samtgemeinde und die Mitgliedsgemeinden haben das 
Recht, nicht nur besonders schöne oder für den Natur- und Landschaftsschutz besonders wert-
volle Bereiche von Tierhaltungsanlagen freizuhalten, sondern auch Flächen von normaler Au-
ßenbereichsqualität, wenn die Zersiedlung des Außenbereichs bereits weit fortgeschritten bzw. 
zu erwarten ist. (OVG Nds. 07.10.05 - 1 KN 297/04-) 

Die bisherige, umfangreiche Streubesiedelung ist auf der nachfolgenden Übersichtskarte 
durch schematische Kennzeichnung der Außenbereichshofstellen, der sonstigen Wohnge-
bäude oder prägender Gebäude/Gebäudekomplexe im Außenbereich sowie der vorhande-
nen Tierhaltungsanlagen kenntlich gemacht. Außerdem sind die Standorte geplanter Tier-
haltungsanlagen gekennzeichnet. 
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Gemäß § 1 Bundesnaturschutzgesetz sind unbebaute Bereiche wegen ihrer Bedeutung für den 
Naturhaushalt und für die Erholung insgesamt und auch im einzelnen in der dafür erforderli-
chen Größe und Beschaffenheit zu erhalten. Dieses Ziel wird verfehlt, wenn der gesamte Au-
ßenbereich oder sehr großer Teile davon mit einem Netz von Stallgebäuden oder anderen Ge-
bäuden überzogen würde. Da dieser naturschutzrechtliche Erhaltungsauftrag in der gegebenen 
Situation und Entwicklung der Tierhaltung in der Samtgemeinde Lengerich durch § 35 BauGB 
nicht hinreichend umgesetzt werden kann, bedarf es einer steuernden Bauleitplanung.  

Neben den Beschränkungen, die die betroffenen Betriebe bzw. die Grundeigentümer durch 
verbindliche Bauleitplanung in den Mitgliedsgemeinden erfahren, soll aufgrund einer realisti-
schen Einschätzung durch entsprechende Regelungen sichergestellt werden, daß die vorhande-
nen Betriebe nach Möglichkeit in ihrer Existenz- und Entwicklungsfähigkeit nicht beeinträch-
tigt werden. Die Planung soll insbesondere die bestehende landwirtschaftliche Struktur nicht in 
Frage stellen und eine Weiterentwicklung durchaus fördern und sichern. Bei der Standortwahl 
sollen daher insbesondere die Bedürfnisse der bereits bestehenden tierhaltenden Betriebe vor-
rangig berücksichtigt werden.  
Dazu sollen auf der Bebauungsplanebene die vorhandenen Anlagen möglichst bauleitplanerisch 
gesichert und weitere im angemessenen Umfang und in bestmöglicher Lage zugelassen werden. 
Die Lage neuer Tierhaltungsanlagen ergibt sich aus den einzelnen örtlichen Bedingungen. Dies 
sind neben den Potentialen und Restriktionen z.B. auch das optische Gewicht und die Struktu-
rierung der vorhandenen baulichen Anlagen und die Landschaftsausstattung. Deshalb wird eine 
möglichst enge räumliche und optische Bindung an den baulichen Bestand, zuvorderst Hofstel-
len, angestrebt. Neue Anlagen sollen den Eindruck des Zusammenhanges mit dem Bestand 
vermitteln. 

Zusammengefaßt werden mit der Bauleitplanung in erster Linie folgende Ziele verfolgt: 

� vorbeugende Planung zur Unterbindung einer weiteren Zersiedlung der noch vorhandenen 
freien Landschaft durch Tierhaltungsanlagen, 

� Sicherung des Außenbereichs als Erholungslandschaft (öffentlicher Belang gem. § 1 Abs. 
6 Nr. 3 BauGB) sowie Raum für andere Freiraumnutzungen, 

� Sicherung des Lebensraumes für Pflanzen und Tiere, die auf die bislang gering gestörten 
Bereiche angewiesen sind. (§ 1 BNatG) 

� größtmögliche Berücksichtigung der Belange der Tierhaltungsbetriebe (Existenzsicherung, 
Planungssicherheit für die Betriebe). 

Die nicht vom Gesetzgeber vorhergesehene Zersiedelung des Außenbereichs durch Tierhal-
tungsanlagen erfordert eine bauleitplanerische Steuerung in der Samtgemeinde und den Mit-
gliedsgemeinden. Es ist dagegen nicht erforderlich, die übrigen gem. § 35 BauGB im Außenbe-
reich zulässigen Vorhaben zu steuern, da hier kein Massenphänomen (mehr) vorhanden und zu 
erwarten ist. Flächen für Windkraftanlagen sind bereits im Flächennutzungsplan dargestellt mit 
der Regelung, daß Windkraftanlagen gem. § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB regelmäßig außerhalb 
dieser Flächen unzulässig sind. Deshalb wird die Darstellung auf „Sondergebiet zur Steuerung 
von Tierhaltungsanlagen“ beschränkt werden. 
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2.  Planungsinstrumentarium 

2.1 Möglichkeiten zur Steuerung der Tierhaltungsanlagen 

Prof. Dr. Wilhelm Söfker hat in einem Rechtswissenschaftlichen Gutachten vom 24.06.2008 
verschiedene Steuerungsmöglichkeiten aufgezeigt. Anhand dieses Gutachtens werden die Mög-
lichkeiten der Samtgemeinde und ihrer Mitgliedsgemeinden zur Steuerung der Tierhaltungsan-
lagen untersucht und abgewogen werden. 

2.1.1  Ausweisung von Standorten für gewerbliche Tierhaltungsbetriebe im Sinne des 

§ 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB im Flächennutzungsplan („Konzentrationszonen“)  

Nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB stehen öffentliche Belange einem Vorhaben auch nach § 35 
Abs. 1 Nr. 4 BauGB in der Regel entgegen, soweit hierfür durch Darstellungen im Flächennut-
zungsplan oder als Ziele der Raumordnung eine Ausweisung an anderer Stelle erfolgt ist. Die-
ses Steuerungsinstrument der Flächennutzungsplanung, in der Praxis vor allem bekannt bezüg-
lich der Standorte von Windenergieanlagen, ist daher auch einsetzbar, um die Ansiedlung ge-
werblicher Tierhaltungsbetriebe innerhalb des Gemeindegebiets zu steuern. Dabei gelten die 
allgemeinen Grundsätze, wie sie auch die Rechtsprechung zur Steuerung von Standorten für 
Windenergieanlagen entwickelt hat. Allerdings sind Besonderheiten zu beachten. 
Für eine Ausweisung „an anderer Stelle“ i.S. von § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB kommt die Darstel-
lung „Sonderbaufläche/Sondergebiet für gewerbliche Tierhaltungsanlagen“ in Betracht. 

Im Falle von Tierhaltungsanlagen stößt – im Unterschied zur Windkraftthematik – die Auswei-
sung von – ggf. eng bemessenen – Sondergebieten mit Konzentrationswirkung jedoch auf Be-
denken, z.B. wegen der erhöhten Tierseuchengefahr, wegen der evtl. erheblichen negativen 
landeskulturellen Auswirkungen, wegen der Beeinträchtigung der bestehenden agrarstrukturel-
len Verhältnisse und wegen des von der Plandarstellung ausgehenden Investitionsanreizes für 
gewerbliche Großinvestoren. Daneben sind aber auch Durchführungsprobleme bei der Planung 
und bei der Nutzung zu erwarten. 
Bei der Planung muß zusammen mit der Begründung des dargestellten Sondergebietes auch der 
Ausschluß von Anlagen an allen übrigen Stellen des Außenbereiches in der Gemeinde begrün-
det sein. Dazu muß für jede in Frage kommende Fläche im Außenbereich geklärt sein, daß sie 
für Tierhaltungsanlagen insgesamt städtebaulich geringer geeignet ist als die dargestellte(n) 
Fläche(n). Dies führt allein schon im Hinblick auf die unterschiedlichen Tierarten und die völ-
lig unterschiedlichen Eigenschaften und Bedürfnisse der Betriebe zu erheblichen Problemen, 
denn es ergeben sich für dieselbe Fläche verschiedene Eignungen je nach angesetzter Tierart 
und Stallgröße. Bei den Kernzielen der Samtgemeinde, die Landschaft zu schonen und gleich-
zeitig den Tierhaltern angemessene Entwicklungschancen zu sichern, erscheint der Planungs-
weg über § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB umständlich und und wenig praktikabel. 

Gegen die Steuerung durch Flächennutzungsplan spricht auch, daß nur gewerbliche Tierhal-
tungsbetriebe erfaßt werden.  
Zwar sind viele Tierhaltungsbetriebe aufgrund der fehlenden Futtergrundlage heutzutage als 
gewerblich einzustufen. Der Landkreis Emsland sieht den gewerblichen Anteil an allen bean-
tragten Anlagen bei ca. 95% bei Geflügel und bei ca. 90 bei der Schweinemast (Stand Mai 
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2009). Es gibt aber noch landwirtschaftliche Fälle, die bei einem Stallneubau nach § 35 Abs. 1 
Nr. 1 BauGB zu beurteilen sind und damit von der flächennutzungsplanerischen Steuerung 
nicht erfaßt werden. Außerdem besteht für tierhaltende Betriebe die Möglichkeit, bestandsge-
schützte Stallanlagen in einen gewerblichen Tierhaltungsbetrieb zu überführen und mit der 
vorhandenen Flächenausstattung einen landwirtschaftlichen Stall zu beantragen. Das Planungs-
instrument könnte also zu kurz greifen bzw. das Planungsziel der Samtgemeinde könnte auch 
aktiv unterlaufen werden. 
Auch in der Gegenrichtung sind Nachteile denkbar. So dürfte es Betriebe geben, die derzeit 
noch landwirtschaftlich sind, sich zur Existenzsicherung jedoch erweitern müssen und dadurch 
gewerblich werden. Andere Betriebe können gewerblich werden, weil ihnen (z.B. durch die 
Entwicklung auf dem Biogas-Sektor) Pachtflächen wegbrechen. Solche Betriebe unterliegen als 
dann gewerbliche Anlagen der Steuerung, ohne daß die ´Konzentrationsplanung´ auf deren 
Detailbelange im wünschenswerten Maße Rücksicht genommen hätte. 

Als Nutzungsproblem hat sich gezeigt, daß vorhandene Tierhaltungsbetriebe aufgrund der ein-
zuhaltenden (in der Regel immissionsschutzdominierten) Kriterien überwiegend nicht innerhalb 
der dargestellten Sondergebiete liegen. Die Verfügbarkeit der dargestellten Gebiete für die er-
weiterungswilligen bzw. erweiterungsbedürftigen Betriebe ist aufgrund der Eigentumsverhält-
nisse häufig nicht gegeben. Damit wird durch die Bauleitplanung ggf. die Betriebsentwicklung 
bestehender Tierhalter vollständig ausgeschlossen. 

Als Plansicherung kommt lediglich die Zurückstellung eines Bauantrags für 1 Jahr in Betracht. 
Diese Zeit ist knapp bemessen, um eine rechtswirksame Flächennutzungsplanänderung in die-
sem anspruchsvollen Regelungsfeld und mit der wünschenswerten Detailschärfe aufzustellen. 

2.1.2 Nutzungsbeschränkungen und Grenzwerte für Geruchsimmissionen im Flä-

chennutzungsplan  

Das Bundesverwaltungsgericht hat es im Urteil vom 18.8.2005 - 4 C 13.04 - als möglich her-
ausgestellt, im Flächennutzungsplan unter bestimmten Voraussetzungen mit Blick auf die von 
Tierhaltungsbetrieben ausgehenden Geruchsimmissionen gemäß § 5 Abs. 2 Nr. 6 BauGB 
Grenzwerte für Geruchsimmissionen festzulegen mit der Folge, daß diese Festlegungen Tierhal-
tungsbetrieben ggf. als öffentlicher Belang entgegengehalten werden können. 

Mit dieser Planung kann einer Zersiedlung der freien Landschaft nur in Teilgebieten der Samt-
gemeinde entgegengewirkt werden. Im übrigen Samtgemeindegebiet besteht nach wie vor die 
Gefahr einer ungeordneten städtebaulichen Entwicklung. 

Eine Plansicherung ist für eine solche Planung nicht vorgesehen. Während des Planaufstel-
lungsverfahrens könnten Stallanlagen errichtet werden, die das Planungsziel unterlaufen wür-
den. 
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2.1.3  Aufstellung von Bebauungsplänen für den gesamten Außenbereich und deren 

Vorbereitung durch Flächennutzungsplanänderung 

Folge der uneingeschränkten Anwendung des § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB ist, daß eine Gemeinde 
gehalten sein kann, für den gesamten Außenbereich den Flächennutzungsplan zu ändern und 
Bebauungspläne aufzustellen.  

Ob und inwieweit eine Gemeinde auf diese Weise die Bauleitplanung einsetzen will, entschei-
det sie in eigener Verantwortung (§ 1 Abs. 3 Satz 1, § 2 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Ein solches 
planerisches Ziel ist darauf gerichtet, durch einen Bebauungsplan abweichend von § 35 Abs. 1 
Nr. 1 und Nr. 4 BauGB die Zulässigkeit von Tierhaltungsbetrieben zu bestimmen. Dementspre-
chend müssen die Festsetzungen des Bebauungsplans geeignet sein, dieses planerische Ziel zu 
erfüllen und es müssen die städtebaulichen Gründe angeführt werden, die die Festsetzungen 
rechtfertigen.  

Voraussetzung ist (wie schon bei den beiden vorgenannten Planungsinstrumenten) die Erforder-
lichkeit der Bauleitplanung i.S.d. § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB. Dazu kann grundsätzlich davon 
ausgegangen werden, daß solche planerischen Maßnahmen eine Konsequenz der Anwendbar-
keit der § 35 Abs. 1 Nr. 1 und 4 BauGB sind, weil § 35 BauGB insofern seine Funktion nicht 
erfüllt, sicher zu stellen, daß die städtebaupolitisch relevante bauliche Entwicklung nicht auf 
der Grundlage des § 35 BauGB, sondern auf der Grundlage von Bauleitplänen erfolgt. Die viel-
fache Bebauung im Außenbereich der Samtgemeinde Lengerich, insbesondere diejenige durch 
Tierhaltungsanlagen sowie die laufenden Anträge für weitere Tierhaltungsanlagen dokumentie-
ren, daß diese grundsätzliche Einschätzung zur Wirkung des § 35 BauGB in der Samtgemeinde 
zutrifft. 

 
Beim Aufstellungsbeschluß für diese 40. Flächennutzungsplanänderung hat sich die Samtge-
meinde bereits auf folgenden Auszug aus dem Gutachten von Prof. Dr. Söfker bezogen: 

„Die städtebauliche Rechtfertigung dieser Planung dürfte mit dem hier allgemein darzu-

legenden Planungsziel, eine geordnete, nachhaltige städtebauliche Entwicklung in der 

Gemeinde zu sichern, regelmäßig begründbar sein. 

Formal kann die Aufstellung durch einen Bebauungsplan für den gesamten, in Betracht 

kommenden Außenbereich der Gemeinde vorgenommen werden; möglich ist aber auch die 
zeitgleiche Aufstellung mehrerer einzelner Bebauungspläne, die im Ergebnis ebenfalls zu einer 
Überplanung des gesamten Außenbereichs führen.“ 

Der Bebauungsplan enthält die rechtsverbindlichen Festsetzungen für die städtebauliche Ord-
nung. Seine Aufgabe ist es, die bauliche und sonstige Nutzung der jeweiligen Grundstücke 
rechtsverbindlich zu bestimmen (§ 8 Abs. 1 Satz 1 BauGB). Er ist daher auch in der Lage, die 
Zulässigkeit von Tierhaltungsanlagen zuzulassen, einzuschränken oder auszuschließen. 

Diese planerische Regelung kann auch über einen einfachen Bebauungsplan i.S. von § 30 Abs. 
3 BauGB erfolgen. Soweit der einfache Bebauungsplan Festsetzungen trifft, sind diese verbind-
lich. Im übrigen bestimmt sich die Zulässigkeit von Vorhaben nach § 34 oder § 35 BauGB. 
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Die Größe des Geltungsbereiches eines Bebauungsplanes ist nicht begrenzt; sie bestimmt sich 
nach dem Planungskonzept der Gemeinde. Es ist daher grundsätzlich auch möglich, weite Teile 
eines Gemeindegebiets durch einen Bebauungsplan oder mehrere Bebauungspläne zu überpla-
nen. Dies entspricht dem Grundsatz der Planmäßigkeit. 

Nach § 1 Abs. 1 BauGB ist es Aufgabe der Bauleitplanung, die bauliche und sonstige Nutzung 
„der Grundstücke in der Gemeinde“ vorzubereiten und zu leiten. Hieraus folgt, daß der Bauleit-
planung grundsätzlich alle Flächen in der Gemeinde zugänglich sind. Die Bauleitplanung ist 
nicht auf Flächen beschränkt, für die eine bauliche Nutzung vorgesehen ist oder die mit einer 
baulichen Nutzung im räumlichen oder funktionalen Zusammenhang stehen. Vielmehr kann 
auch die „sonstige“ Nutzung anderer Grundstücke durch Bauleitplanung vorbereitet oder gelei-
tet werden. Dies folgt auch aus dem Katalog möglicher Festsetzung in § 9 Abs. 1 BauGB. 

Auch landwirtschaftlich genutzte Flächen im Außenbereich stehen unter Planvorbehalt. Dies 
ergibt sich u. a. daraus, daß es grundsätzlich auch ein städtebauliches Ziel sein kann, bestimmte 
Gebiete in der Gemeinde z. B. vor Luftverunreinigungen zu schützen. Dieses Ziel ließe sich in 
der Regel ebenfalls nur durch eine großflächige Planung erreichen, die auch die Standorte emit-
tierender Anlagen im Außenbereich erfaßt, da Luftimmissionen nicht an der Grenze klein zuge-
schnittener Bebauungsplanbereiche halt machen.  

Der Überplanung durch Bebauungsplan unterliegen alle Grundstücke in der Gemeinde. Grund-
sätzlich kann daher auch die Nutzung der Grundstücke durch Tierhaltungsanlagen im bisheri-
gen Außenbereich durch Bebauungsplan zugelassen, ausgeschlossen oder eingeschränkt wer-
den. Dabei macht es keinen Unterschied, ob von der Planung betroffene Vorhaben nach § 35 
Abs. 1 Nr. 1 oder nach § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB privilegiert sein können. Dem Planvorbehalt 
unterliegen grundsätzlich auch bestehende und ausgeübte Nutzungen. Inwieweit im konkreten 
Fall eine Beschränkung durch Bauleitplanung zulässig ist, ist im Rahmen der Abwägung zu 
entscheiden. Will die Gemeinde die Zulässigkeit von Tierhaltungsanlagen durch Bebauungs-
plan entweder begründen, einschränken oder ausschließen, muß sie im Bebauungsplan entspre-
chende Festsetzungen treffen. Auch für den Bebauungsplan gilt das Gebot „positiver“ Planung. 
Eine reine Negativplanung ist unzulässig. 

Festsetzungen im Bebauungsplan müssen in jedem Fall nach § 1 Abs. 3 BauGB aus städtebau-
lichen Gründen erforderlich sein.  

Was im Sinne von § 1 Abs. 3 BauGB „erforderlich“ ist, bestimmt sich auch bei der Bebauungs-
planung nach den jeweiligen örtlichen Verhältnissen sowie nach den planerischen Vorstellun-
gen der Gemeinde. Die Gemeinde besitzt in der Anwendung des § 1 Abs. 3 BauGB ein weites 
Planungsermessen, das nur bei „groben und einigermaßen offensichtlichen Mißgriffen be-
grenzt“ ist. 

Festsetzungen im Bebauungsplan müssen darüber hinaus dem Abwägungsgebot nach § 1 Abs. 7 
BauGB genügen. Dies gilt sowohl hinsichtlich des Abwägungsvorgangs als auch im Hinblick 
auf das Abwägungsergebnis. 

In die Abwägung sind auch die Belange der betroffenen Tierhalter einzubeziehen. Wird durch 
die Festsetzung eine zulässige bauliche Nutzung aufgehoben oder eingeschränkt, ist dies in der 
Abwägung besonders zu berücksichtigen. 
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Zur Sicherung des Verfahrens zur Aufstellung eines Bebauungsplanes besteht die Möglich-
keit des Erlasses einer Veränderungssperre und der Zurückstellung von Baugesuchen nach den 
§§ 14 ff BauGB. 

2.2 Wahl des Planinstumentariums 

2.2.1 Wahl der Planungsart 

Nach Abwägung aller Gesichtspunkte bietet aus der Sicht der Gemeinden Wettrup, Bawinkel, 
Lengerich, Gersten und Langen nur die verbindliche Bauleitplanung die Möglichkeit, auch in 
Abwägung der Interessen der privaten und der öffentlichen Belange, die landwirtschaftliche 
und die gewerbliche Tierhaltung gleichermaßen sinnvoll zu steuern. Diese Gemeinden haben 
deshalb bereits beschlossen, für ihren gesamten Außenbereich bzw. große Teile davon Bebau-
ungspläne aufzustellen, da sich ansonsten der Bau von Tierhaltungsanlagen ungesteuert fort-
setzt und die von den Gemeinden verfolgten Planungsziele nicht erreicht werden könnten. 

Von Bedeutung ist auch, daß die Sicherung der Planung mit Bebauungsplänen Vorteile hat. Bei 
einer Steuerung durch Flächennutzungsplanung mit Konzentrationswirkung besteht lediglich 
die Möglichkeit der Zurückstellung eines Bauantrages für 1 Jahr. Planungen dieser Art können 
jedoch sehr zeitaufwendig sein. Insofern kann es erforderlich sein, das Sicherungsinstrument 
der Veränderungssperre einzusetzen, das nur für Bebauungspläne gilt. 

Die Gremien der Samtgemeinde hatten bereits frühzeitig über die Thematik beraten und – eben-
so wie die Gemeinden – nach Abwägung der einzelnen Vor- und Nachteile der verschiedenen 
Planungsmöglichkeiten die Aufstellung einfacher Bebauungspläne, möglichst jeweils für 

den gesamten planungsrelevanten Außenbereich der Gemeinde, favorisiert. Die Samtge-
meinde will nunmehr diese Bebauungsplanung durch eine entsprechende Änderung des Flä-
chennutzungsplanes vorbereiten. 

2.2.2 Wahl des Planungsraumes 

Mit einem klein geschnittenen Planungsraum, der nur einen Teil der Fläche des Samtgemeinde-
gebietes erfaßt, könnte die Zielvorstellung der Samtgemeinde, eine Zersiedlung des Außenbe-
reichs in ihrem Gebiet zu verhindern, nicht erreicht werden. Denn die Kontingentierung von 
Tierhaltungsanlagen in dem beplanten Teil des Gebietes führt voraussichtlich zu verstärktem 
Ansiedlungsdruck an anderer, unbeplanter Stelle. Dies kann dort zu städtebaulichen Mißstän-
den führen. Deshalb soll auch dort eine Steuerung zügig möglich sein. 

Die Mitgliedsgemeinden Wettrup, Lengerich, Gersten und Langen haben aus diesem Grunde 
die Beplanung des gesamten relevanten Außenbereichs beschlossen. Die Mitgliedsgemeinde 
Bawinkel strebt eine umgehende Beplanung zweier besonders konfliktträchtiger Bereiche an. 
Sie will damit Erfahrungen sammeln und hat bereits im Aufstellungsbeschluß festgelegt, daß 
sie auch den übrigen Raum einer Planung zur Steuerung der Tierhaltungsanlagen unterwerfen 
wird, wenn sich dort eine Fehlentwicklung abzeichnen sollte. 
In der Mitgliedsgemeinde Handrup ist noch keine Entscheidung über die Einleitung eines Plan-
verfahrens gefallen, dort ist der Ansiedlungsdruck durch den erfolgten, äußerst strittigen Bau 
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einer Mastanlage mit 320.000 Hähnchenmastplätzen und die damit verbundenen emotionalen 
und sozialen Wirkungen in der Dorfgemeinschaft aktuell signifikant zurückgegangen. 

Die Samtgemeinde erwartet einen verstärkten Ansiedlungsdruck in den nicht beplanten Berei-
chen. Deshalb will sie allen Gemeinden jeweils für den gesamten planungsrelevanten Au-

ßenbereich die Möglichkeit vorbereiten, umfassend die Errichtung von Tierhaltungsanlagen zu 
steuern. Als Plangebiet für diese Flächennutzungsplanänderung gilt deshalb der gesamte Au-
ßenbereich, soweit dort nicht bereits andere Flächennutzungsplandarstellungen oder rechts-
wirksame Fachplanungen etc. der Errichtung von Tierhaltungsanlagen entgegenstehen.  

2.2.3 Wahl des planerischen Vorgehens 

Um das von der Samtgemeinde und den Mitgliedsgemeinden angestrebte Ziel zu erreichen, 
bieten sich auf der Bebauungsplanebene folgende, in der Rechtsprechung bereits als rechtmäßig 
anerkannte Möglichkeiten an: 

a) Aufstellung von (einfachen) Bebauungsplänen mit der Festsetzung von überbaubaren 
Bereichen und im übrigen von Flächen, die gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB von der Be-
bauung freizuhalten sind (Vermeidung der Zersiedlung schutzwürdiger Bereiche, VG 
Osnabrück 22.07.06-2 A 167/05) 

b) Aufstellung von (einfachen) Bebauungsplänen mit Festsetzung von Sondergebieten mit 
überbaubaren Bereichen für Betriebsstandorte und max. zulässiger Immissionsradien in 
Randbereichen von Wohnsiedlungen (Sicherung von Siedlungserweiterungen, BVerwG 
28.02.02-4 CN 5/01)  

c) Aufstellung eines (einfachen) Bebauungsplans für den gesamten Außenbereich einer 
Gemeinde mit Festsetzung von Sondergebieten / eines Sondergebietes (§ 11 BauGB) 
mit überbaubaren Bereichen für Betriebsstandorte landwirtschaftlicher und gewerbli-
cher Tierhaltungsanlagen und ergänzenden Festsetzungen (Vorbeugende Planung zur 
Unterbindung einer weiteren Zersiedlung der noch freien Landschaft im Gemeindege-
biet, OVG Nds. 07.10.05-1 KN 297/04). 

Möglich ist auch eine Kombination dieser Festsetzungen. Solche miteinander kombinierten 
Festsetzungen können mit Rücksicht auf die Grundsätze der Bauleitplanung (§ 1 BauGB) gebo-
ten sein oder sich daraus sonst ergeben. 

Die Mitgliedsgemeinden Wettrup, Bawinkel, Lengerich, Gersten und Langen haben sich 

für die letztgenannte Möglichkeit des einfachen Bebauungsplanes zur Unterbindung einer 

weiteren Zersiedelung der freien Landschaft in großen Teilen bzw. im gesamten Gemein-

degebiet entschieden. 

Dafür sprachen folgende Gründe:  

Würde entsprechend der Möglichkeit a) § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB konsequent angewandt wer-
den, wäre die Privilegierung des § 35 BauGB fast komplett ausgehebelt. Es wäre nur möglich, 
über Ausnahmen weitere Einzelheiten zu regeln. Ziel der Gemeinden ist es jedoch, den Eingriff 
in die Privilegierung möglichst gering zu halten und nur das Massenphänomen Tierhaltungsan-
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lagen zu steuern, da nur hierfür ein Regelungsbedarf vorliegt. Bei der Struktur der jetzigen 
Landwirtschaft wird außerhalb der Hofstellen kaum etwas außer Tierhaltungsanlagen gebaut.  

Mit der ausgewählten Möglichkeit c) kann am zweckmäßigsten im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB 
auf die Verhältnisse in den Gemeindegebieten eingegangen werden, indem Festsetzungen nur 
nach der Erforderlichkeit und mit möglichst wenig Eingriff in § 35 BauGB getroffen werden. 

Bei der Ausweisung von Sondergebieten/eines Sondergebietes können die Gemeinden die ge-
plante Nutzung detailliert und unabhängig von den anderen Gebietskategorien festlegen. 

Der jeweilige einfache Bebauungsplan soll sich nur auf die Regelung von Tierhaltungsanlagen 
gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1 BauGB (landwirtschaftliche Tierhaltung i.V.m. § 201 BauGB) und Nr. 
4 BauGB („gewerbliche Tierhaltung“) beziehen. Alle weiteren Vorhaben gemäß § 35 BauGB 
sollen von dem Bebauungsplan nicht betroffen sein. 

Tierhaltungsanlagen gemäß § 35 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 BauGB sollen nur innerhalb von über-
baubaren Grundstücksflächen (§ 23 Abs. 1 BauNVO) zulässig sein. Die weitere Zulässigkeit 
richtet sich nach § 35 BauGB.  

 
Die Gemeinden haben nicht verkannt, daß durch diese Festsetzungen eine nach § 35 BauGB 
gegebene Privilegierung aufgehoben oder eingeschränkt wird und somit zu einer wirtschaftli-
chen Beeinträchtigung von Tierhaltern und Grundstückseigentümern führen kann. Die vorgese-
hene Regelung der Zulässigkeit von Tierhaltungsanlagen für einzelne Standorte ist eine ein-
schneidende Bestimmung von Inhalt und Schranken des Grundeigentums im Sinne des Art. 14 
Abs. 1 Satz 2 GG. Die Belange der vorhandenen Tierhaltungsbetriebe sind daher vorrangig in 
die Abwägung einzubeziehen. Das gewählte Planungsinstrument bietet nach Ansicht der Ge-
meinden gegenüber den anderen Steuerungsvarianten die beste Möglichkeit, diese Belange 
individuell so weit wie möglich zu berücksichtigen. 

Wegen der erheblichen Auswirkungen führen die Gemeinden mit allen betroffenen Tierhaltern 
Gespräche über die zukünftige Entwicklung der Betriebe bzw. werden diese Gespräche führen. 
Zielsetzung ist dabei, die Entwicklungsabsichten und die Entwicklungsnotwendigkeiten der 
Betriebe zu erkunden und die hierfür benötigten Bauflächen möglichst an der Hoflage zu ermit-
teln. Planungsperspektiven für Neuansiedlungen im Außenbereich sollen unter Berücksichti-
gung der bestehenden landwirtschaftlichen Struktur und der weiteren Ziele dieser Planung auf 
ein unvermeidbares Maß und auf verträgliche Standorte im räumlichen Zusammenhang mit 
anderen Anlagen reduziert werden. 

Die Gebietsprägung als landwirtschaftliche Freifläche soll erhalten bleiben. Die nicht überbau-
baren Flächen sollen weiterhin als landwirtschaftliche oder sonstige Flächen nutzbar sein. Eine 
Bebauung gem. § 35 BauGB mit Ausnahme der Tierhaltungsanlagen soll weiterhin möglich 
sein. Sollte sich bei anderen baulichen Nutzungen ein Problem abzeichnen, steht den Gemein-
den die Möglichkeit zu einer entsprechenden bauleitplanerischen Steuerung weiterhin offen. 

Überdies soll auch bei den Tierhaltungsanlagen differenziert werden. In der landwirtschaftli-
chen Freiflächen sollen auch künftig kleine, orts- und landschaftsverträgliche Tierhaltungsanla-
gen wie Weideunterstände etc. weiterhin privilegiert sein. Deshalb soll die Beschränkung auf 
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die Baufelder nur für Tierhaltungsanlagen für Rinder und Pferde mit mehr als 10 GV, für 
Schweine mit mehr als 5 GV und für die übrigen Tierhaltungsanlagen mit mehr als 1 GV gel-
ten. 
 

Die Samtgemeinde hat bei den bisherigen Beratungen diese Erwägungen geteilt und trägt sie 
weiterhin mit. Deshalb werden in der Flächennutzungsplanänderung „Sondergebiete zur Steue-
rung von Tierhaltungsanlagen“ dargestellt und damit den Gemeinden die entsprechende Fest-
setzungsmöglichkeit gegeben. 
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3.  Vorgaben der Raumordnung 

3.1 Landes-Raumordnungsprogramm 

Im Landes-Raumordnungsprogramm (in der geltenden Fassung vom Mai 2008) ist in der Be-
schreibenden Darstellung unter Ziffer 3.1.1 02 als Ziel der Raumordnung festgelegt: 

„Die weitere Inanspruchnahme von Freiräumen für die Siedlungsentwicklung, den Aus-

bau von Verkehrswegen und sonstigen Infrastruktureinrichtungen ist zu minimieren„. 

Da von massenhaften Tierhaltungsanlagen in der freien Landschaft vergleichbar negative Wir-
kungen ausgehen wie von Siedlungserweiterungen, dem Ausbau von Vekehrswegen und sonsti-
gen Infrastruktureinrichtungen, wird das Raumordnungsziel auch auf Tierhaltungsanlagen be-
zogen. 

Als Grundsatz ist formuliert: 
„Bei der Planung von raumbedeutsamen Nutzungen im Außenbereich sollen: 

- möglichst große unzerschnittene und von Lärm unbeeinträchtigte Räume erhalten, 

- naturbetonte Bereiche ausgespart, 

- die Flächenansprüche und die über die direkt beanspruchte Fläche hinausgehenden 
Auswirkungen der Nutzungen minimiert werden“. 

In der Erläuterung heißt es: 

„Für eine nachhaltige Raumentwicklung ist die wesentliche Verringerung der Neuinanspruch-
nahme von Freiräumen („Flächenverbrauch“) ein zentrales Anliegen. 
Durch das Minimierungsgebot als Ziel der Raumordnung wird sichergestellt, daß Möglichkei-
ten zur sparsamen Inanspruchnahme von unbebauten Flächen bei allen raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen stets überprüft werden. Das Minimierungsgebot führt nicht dazu, daß 
weitere bauliche und infrastrukturelle Entwicklungen, die mit einer Beanspruchung von bislang 
unbebauten Freiräumen einhergehen, unmöglich gemacht werden. Weitere Entwicklungen blei-
ben möglich und zulässig, wenn die Planungen und Vorhaben in Bezug auf die Beanspruchung 
von Freiflächen optimiert worden sind, so daß der Planungszweck mit einer minimalen Neube-
anspruchung von Freiflächen erreicht werden kann“. 

Auch wenn dieses Ziel für raumbedeutsame Nutzungen formuliert ist, steht im Vordergrund 
doch die Freihaltung der freien Landschaft im Außenbereich. Diese 40. Flächennutzungs-
planänderung entspricht diesem Grundgedanken. 

3.2 Regionales Raumordnungsprogramm   

Im Regionalen Raumordnungsprogramm 2010, welches am 31.5.2011 in Kraft getreten ist, 
heißt es in der beschreibenden Darstellung schon unter Ziffer 1.1 01: 

„Die natürlichen Lebensgrundlagen und die Umweltbedingungen sollen gesichert und verbes-

sert sowie belastende Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden.“ 
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und präzisiert in 1.1 02, daß die Entwicklung des Emslandes gefördert werden solle, um  

„-   die Umwelt, die ökologische Vielfalt, die Schönheit und den Erholungswert der Landschaft 

zu erhalten und zu verbessern sowie  

-   die Produktions- und Arbeitsbedingungen in der Land- und Forstwirtschaft im Einklang mit 

der Umwelt zu verbessern und deren Wettbewerbsfähigkeit zu stärken.“ 

Zur Entwicklung der Siedlungsstruktur wird unter 2.1 01,  2.1 02 und 2.1 04 vorgegeben:  

„Bei allen Planungen und Maßnahmen einer bedarfsgerechten Siedlungsentwicklung soll ein 

ausgewogenes Verhältnis zwischen Siedlungs- und Freiraumstrukturen angestrebt werden. 

Der räumlichen Integration von Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Freizeit ist als Ziel der 

Siedlungsentwicklung noch stärkere Bedeutung beizumessen. 

Vor der Inanspruchnahme neuer Flächen für Siedlung und Verkehr sind flächensparende Al-

ternativen zu prüfen. Generell ist auf eine Innenentwicklung (durch Nachverdichtung, Wie-

dernutzbarmachung brachgefallener Standorte etc.) hinzuwirken“. 

„Bei der weiteren baulichen Entwicklung im Planungsraum sind auftretende Nutzungskonflikte 

zwischen Wohnbebauung und emittierenden Betrieben verträglich zu gestalten und bei bereits 

bestehenden Konflikten zu mildern. 

Tierhaltungsanlagen wirken sich i.d.R. erheblich auf Art und Maß der zukünftigen Siedlungs- 

und Freiraumentwicklung aus und sollen zur Vermeidung von Nutzungskonflikten frühzeitig im 

Rahmen der kommunalen Bauleitplanung gesteuert werden. 

Nachteile und Belästigungen für die Bevölkerung durch Luftverunreinigungen und Lärm sollen 

durch vorsorgende räumliche Trennung nicht zu vereinbarender Nutzungen und durch hinrei-

chende räumliche Abstände zu störenden Nutzungen vermieden werden.“ 

Es wird davon ausgegangen, daß der Raumordnungsgrundsatz der Nutzungstrennung nicht 
großräumig zu Lasten des Freiraumes vorgesehen, sondern unter Beachtung der technischen 
und organisatorischen Möglichkeiten zur Immissionsminderung geplant ist, denn als Grundsatz 
und als Ziel der Raumordnung ist in 3.0 01 festgelegt: 

„Die nicht durch Siedlungs- oder Verkehrsflächen in Anspruch genommenen Freiräume sollen 

zur Erfüllung ihrer vielfältigen Funktionen insbesondere bei der Sicherung der natürlichen 

Lebensgrundlagen, dem Erhalt der Kulturlandschaft, der landschaftsgebundenen Erholung 

sowie der Land- und Forstwirtschaft erhalten werden. [Raumordnungsgrundsatz] 

Die weitere Inanspruchnahme von Freiräumen für die Siedlungsentwicklung, den Ausbau 

von Verkehrswegen und sonstigen Infrastruktureinrichtungen ist zu minimieren. [durch 
Fettdruck als Raumordnungsziel gekennzeichnet]“ 

Mit dieser 40. Flächennutzungsplanänderung wird auch das Ziel verfolgt werden, diesen An-
forderungen gerecht zu werden. Sie ist den Zielen der Raumordnung angepaßt. 
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4.  Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich umfasst den gesamten Außenbereich der Samtgemeinde d. h. alle Flächen, 
ausgenommen: 

� die Geltungsbereiche rechtskräftiger Bebauungsplangebiete und 

� die Bereiche, die als „Im Zusammenhang bebauter Ortsteil“ nach 34 BauGB zu beurteilen 
sind, 

� die rechtswirksam dargestellten Bauflächen, sofern deren Zweckbestimmung Tierhal-
tungsanlagen entgegensteht, und  

� naturschutzrechtlich geschützte Flächen und Waldflächen, sofern diese eine Flächengröße 
mindestens 1 ha umfassen, sowie 

�  die anderen Fläche, für die im wirksamen Flächennutzungsplan konkrete, der Errichtung 
von Tierhaltungsanlagen entgegenstehende Darstellungen getroffen sind. 

Dabei werden aus plangraphischen Gründen nur hinreichend große Flächen mit entgegenste-
henden Ausweisungen vom Geltungsbereich ausgenommen. 

Die Aussparung der kleinen Waldflächen von weniger als 1 ha würde aufgrund der Kleinteilig-
keit einiger Wälder zu einem unübersichtlichen Geltungsbereich und zu plangraphischen Prob-
lemen führen. 

Andere Flächen mit entgegenstehenden Belangen wie die Bauverbotszone entlang der freien 
Strecke klassifizierter Straßen oder Schutzstreifen von Leitungen werden nicht ausgespart, weil 
dies ebenfalls zu einem unübersichtlichen Geltungsbereich führen würde.  
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5.  Inhalt der Planung und Wirkung sowie Hinweise 

Der Flächennutzungsplan wird dahingehend geändert, daß im gesamten, für die Errichtung von 
Tierhaltungsanlagen grundsätzlich in Frage kommenden Außenbereich des Samtgemeindege-
bietes Sondergebiete zur Steuerung von Tierhaltungsanlagen gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB 
dargestellt werden.  

Damit wird den Gemeinden die Möglichkeit gegeben, einfache Bebauungspläne zur Steuerung 
von Tierhaltungsanlagen aufzustellen, in denen die Standorte für Tierhaltungsanlagen jeweils 
abschließend festgesetzt und an den nicht festgesetzten Standorten ausgeschlossen werden. 
Andere Betriebe und Anlagen als Tierhaltungsanlagen werden nicht gesteuert, da bei diesen 
kein Massenphänomen erwartet wird. Der Eingriff in die Nutzungsmöglichkeiten der Grundei-
gentümer werden damit so gering wie möglich gehalten. 

Als wesentliche Planziele wird erreicht, daß dann mittels Bebauungsplanung einerseits der Zer-
siedlung der freien Landschaft durch landwirtschaftliche (§ 35 Abs. 1 Satz 1 i. v. mit § 201 
BauGB) und gewerbliche (§ 35 Abs. 1 Satz 4 BauGB) Tierhaltungsanlagen vorgebeugt und 
andererseits die Entwicklung der Tierhaltung an vorhandenen Hofstellen und im optischen bzw. 
strukturellen Zusammenhang mit vorprägenden Strukturen weiterhin ermöglicht wird.  

 
Fünf von sechs Mitgliedsgemeinden der Samtgemeinde Lengerich haben bereits Aufstellungs-
beschlüsse für Einfache Bebauungspläne zur Steuerung von Tierhaltungsanlagen gefaßt. Die 
Thematik ist parallel dazu in Gremien der Samtgemeinde beraten worden. Für den weit über-
wiegenden Teil des Samtgemeindegebietes wird mit diesem 40. Änderungsverfahren der Flä-
chennutzungsplan im Parallelverfahren zu den Bebauungsplänen der Mitgliedsgemeinden ge-
ändert. Der Geltungsbereich der Flächennutzungsplanänderung enstpricht in Wettrup, Lenge-
rich, Gersten und Langen vollständig, in Bawinkel teilweise den Geltungsbereichen des jewei-
ligen Einfachen Bebauungsplanes. 

Für die verbleibende Mitgliedsgemeinde Handrup bereitet die Flächennutzungsplanänderung 
die Möglichkeit vor, schnell auf eventuelle Fehlentwicklungen zu reagieren.  

Die 40. Flächennutzungsplanänderung gibt mit der Sondergebietsausweisung neben dem Plan-
gebiet auch im wesentlichen das Planungsinstrumentarium vor. Dies ist schon vor dem Hinter-
grund der alleinigen Entscheidungsbefugnis der Samtgemeinde über die Steuerung nach § 35 
Abs. 3 Satz 3 BauGB gerechtfertigt. Es trägt überdies den nachvollziehbaren und von der 
Samtgemeinde mitgetragenen städtebaulichen Erwägungen der fünf Mitgliedsgemeinden Rech-
nung, die bereits Beschlüsse zur Steuerung der Tierhaltungsanlagen gefaßt haben. 

Die Samtgemeinde bereitet sehr umfangreiche Möglichkeiten für Tierhaltungsanlagen vor. Die-
jenigen Mitgliedsgemeinden, die bereits Bebauungspläne aufstellen, haben in den bisherigen 
Planfassungen sehr umfangreiche Flächen für Tierhaltungsanlagen vorgesehen. Damit wird in 
mehr als substantieller Weise der Tierhaltung Raum gegeben. Die übrigen Zweige der privile-
gierten Landwirtschaft werden durch die Planung gar nicht berührt.  
Dem Gebot der planerischen Zurückhaltung (vgl. § 1 Abs. 3 BauGB) folgend legen die Mit-
gliedsgemeinden lediglich Sondergebiete und darin überbaubare Grundstücksflächen fest. Es 
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werden i.d.R. keine Festsetzungen zu Art und Umfang der Tierhaltung oder zu Emissionskon-
tingenten etc. getroffen. Dies wird praktiziert, um den Betrieben die künftig bestmöglichen 
EntwicklungsChancen – z.B. unter Berücksichtigung dann zertifizierter Abluftbehandlungsan-
lagen – zu geben. Der gewichtige Belang vorbeugenden Immissionsschutzes, der z.B. schon 
durch Darstellungen auf der Flächennutzungsplanebene detailliert geregelt werden kann (z.B. 
Emissionsradien) wird insoweit hintangestellt und auf die Regelungsmöglichkeiten auf der 
Vorhabensebene verwiesen.  
Damit werden aber auch gutachterliche Berechnungen für Betriebsentwicklungen, welche im 
übrigen „nicht immer genannt werden können“ und die vielfach auf spekulativer Basis fußen 
würden, sinnlos. 
Innerhalb dieses weitgesteckten Rahmens muß die verbleibende Unsicherheit bei der betriebli-
chen Planung getragen werden. 

In der Mitgliedsgemeinde Handrup sowie in einem Teil der Mitgliedsgemeinde Bawinkel sind 
bislang keine Bebauungsplanungen zur Steuerung von Tierhaltungsanlagen begonnen worden. 
Es wird davon ausgegangen, daß auch dort bei verbindlicher Bauleitplanung mindestens in sub-
stantieller Weise der Tierhaltung Raum gegeben werden wird. Bis dahin steht dort nach wie vor 
extrem viel Fläche für Tierhaltungsanlagen zur Verfügung. 

 

Außer den Sondergebieten werden Straßen, Gewässer, kleinflächige Wälder und Altlasten so-
wie eine Ferngasleitung im Plan dargestellt, dabei wird lediglich der Bestand wiedergegeben.  

Im Nordwesten (Erdgastransportleitung Barßel-Emsbüren, Leitungsbetrieb durch Gasunie 
Deutschland Technical Services GmbH Leitungsbetrieb Schneiderkrug Husumer Str. 37, 49685 
Schneiderkrug, 04447 809-227 sowie Nord-West Oelleitung GmbH, Zum Ölhafen 207, 26384 
Wilhelmshaven, 04421 62 0) und durch die Mitte des Samtgemeindegebietes (Ferngasleitung 
Nr. 13/5 der E.ON Ruhrgas AG, Huttropstraße 60, 45138 Essen, Leitungsauskunft durch PLE-
doc, Schnieringshof 10-14, 45329 Essen, 0201 3659 0) verläuft jeweils eine Ferngasleitung in 
Nord-Süd- bzw. Nordost-Südwest-Richtung. Die Ferngasleitungen, deren Lage vor jeglichen 
Maßnahmen jeweils durch örtliche Anzeige der jeweiligen Leitungsbetreiber präzisiert und 
verifiziert werden muß, hat einen beidseitigen Schutzstreifen in 5 m bzw. 4 m Breite ab der 
Leitungsachse. Die Errichtung von Gebäuden oder die Durchführung von Maßnahmen wie z.B. 
die Pflanzung tiefwurzelnder Gehölze, die den Bestand oder Betrieb der Leitung beeinträchti-
gen können, sind im Schutzstreifen nicht zulässig. Bei Planungen und Maßnahmen im Nähe-
rungsbereich der Leitung sind die Betreiber möglichst frühzeitig zu beteiligen. 

Die Abgrenzung der Altlasten entstammt dem entsprechenden Kataster des Landkreises Ems-
land. Darin sind neben Flächen von Altablagerungen, die für die Errichtung von Tierhaltungs-
anlagen grundsätzlich nicht in Frage kommen dürften, auch Flächen mit Rüstungsaltlasten ver-
zeichnet. Eine solche, sehr große Fläche ist im Norden des Gemeindegebietes Gersten unter 
dem Namen „Rüstungsaltlast ´Flugplatz Drope´“ verzeichnet. Innerhalb dieser Fläche liegen 
nicht nur ehemals von der Bundeswehr genutzte Gebäude, sondern auch Zivilgebäude, unter 
anderem ein Gewerbebetrieb und eine große Stallanlage. Deshalb gilt für diesen Bereich nicht 
einmal die grundsätzliche Ausschlußvermutung, hier ist lediglich ein erhöhter Erkundungsbe-
darf vor der Realisierung einer baulichen Nutzung. 
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Rohstofflagerstätten werden nicht dargestellt. Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geolo-
gie wertet zwei Lagerstätten als regional bedeutsam, weshalb aus fachbehördlicher Sicht auf 
eine Darstellung als Sondergebiet verzichtet werden sollte. Die eine der vom LBEG dargestell-
ten Rohstofflächen liegt im wesentlichen außerhalb der Samtgemeinde und streicht nur noch in 
ihren Randbereich aus. Diese Lagerstätte hat keine raumordnerische Berücksichtigung gefun-
den, ein Konflikt ist hier nicht ersichtlich. Die andere Lagerstätte liegt südöstlich von Ruten 
und nordöstlich von Espel. Sie war im alten Regionalen Raumordnungsprogramm als Vorsor-
gegebiet für Rohstoffgewinnung „Sand“ dargestellt, jedoch nicht als Vorranggebiet ausgewie-
sen und daher einer näheren Betrachtung auf der Bauleitplan-Ebene zugänglich. Da diese Flä-
chennutzungsplanung mit Tierhaltungsanlagen lediglich i.d.R. kleinflächige bauliche Nutzun-
gen vorbereitet, kann eine Entscheidung über eine hinreichende Vereinbarkeit mit den Belan-
gen der Rohstoffsicherung auf der nachfolgenden Planungsebene getroffen werden. Für eine 
solche Regelung spricht zusätzlich, daß die Lagerstätte im neuen, seit dem 31.5.2011 rechts-
kräftigen RROP nicht einmal mehr als Vorsorgegebiet berücksichtigt worden ist. 

Gebiete, die für den Naturschutz besonders wertvoll sind wie z.B. das „Kleine Wittefehn“, das 
Wiesenvogelgebiet „In den Pohlen“, das Naturschutzgebiet „Deepenbrock“, das „Fallermoor“, 
die Wälder „Weh“, „Berlagenhoek“, „Ramings Mühle“ oder das „Echelslott“ sind nicht Teil 
des Geltungsbereiches. Zu solchen Bereichen soll, insbesondere wenn sie gegenüber den Aus-
wirkungen von Tierhaltungsanlagen empfindlich sind, ein möglichst großer Abstand eingehal-
ten werden. 

Der Landkreis Emsland hat im Beteiligungsverfahren klargestellt, daß auf der Vorhabensebene  

� unter Berücksichtigung der Art und Größe, des Standortes und schädlicher Umweltauswir-
kungen beabsichtigter Bauvorhaben sowie erheblicher Beeinträchtigungen des Naturhaus-
haltes und des Landschafsbildes eine auf dem jeweiligen Einzelfall bezogene Prüfung der 
Genehmigungsfähigkeit und Festsetzung erforderlicher Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
durchzuführen ist, 

� für die Standorte, bei denen sich der Betrieb der Stallanlagen auf FFH - Gebiete auswirken 
könnte, die Erklärung der Zulässigkeit dieser Stallanlagen erst nach Durchführung einer ent-
sprechenden FFH - Verträglichkeitsprüfung erfolgen kann, 

� für die Standorte, die nicht als Erweiterung vorhandener Anlagestandorte anzusprechen sind, 
die Zulässigkeit beabsichtiger Bauvorhaben erst nach Durchführung einer speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung geklärt werden kann. Aufgrund der angestrebten (und in den Vor-
entwürfen bzw. Entwürfen der entsprechenden Bebauungspläne der Mitgliedsgemeinden re-
alisierten) Zuordnung der Baufelder zu vorhandenen Hofstellen bzw. Tierhaltungsanlagen 
wird davon ausgegangen, daß zusätzliche Baumaßnahmen jeweils als Erweiterung anzuspre-
chen sind. 

Er stellt außerdem klar, daß für die Standorte, in deren Einflussbereich sich Biotoptypen befin-
den, die gegen Stickstoffeinträge besonders empfindlich sind, die Zulässigkeit beabsichtigter 
Bauvorhaben erst nach Ermittlung der Vor- und Zusatzbelastung der Stickstoffdeposition ge-
klärt werden kann.  
Angesichts der Biotopstruktur im Umfeld der angestrebten überbaubaren Grundstücksflächen 
an den Hofstellen bzw. vorhandenen Tierhaltungsanlagen werden keine Probleme erwartet. 
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Maßgeblich ist der Einzelfall. Dies gilt sowohl bei der Beurteilung der Immissionssituation als 
auch bei der Beurteilung des jeweiligen Biotopes oder auch Waldes, dessen Empfindlichkeit 
genauso zu prüfen ist wie die der – lt. TA Luft ebenfalls empfindlichen – Baumschulen. 
Schließlich ist auch zu prüfen, ob tatsächlich „erhebliche Nachteile“, beim Wald also z.B. un-
zumutbare Vermögensverluste des Waldbesitzers, zu erwarten sind und ob Beeinträchtigungen 
durch Immissionen über entsprechende Filteranlagen, größeren Abstand zum empfindlichen 
Objekt oder mit geeigneten Kompensationsmaßnahmen vermieden oder ausgeglichen werden 
können. Das Beispiel einer Kompensationsfläche nördlich der Ortslage Wettrup zeigt, daß eine 
zusätzliche Tierhaltungsanlage bei gleichzeitiger Verringerung der Ammoniakkonzentation und 
Stickstoffdeposition errichtet werden kann.  

Schließlich stellt der Landkreis klar, daß die Abarbeitung der Eingriffsregelung für die einzel-
nen Sonderbauflächen erst auf der Grundlage der Projektplanung erfolgen kann, da erst zu die-
sem Zeitpunkt die zur Beurteilung erforderlichen Daten vorliegen. 

 

Zur Frage des Gesundheitsschutzes wurde im Beteiligungsverfahren angeregt, die Richtlinien-
Reihe VDI 4250 anzuwenden und Abstände wegen Bioaerosolen zu halten.  
Das Verwaltungsgericht Osnabrück (Urteil vom 18.12.2009) und das Oberverwaltungsgericht 
Lüneburg (Beschluss vom 9.8.2011) haben sich intensiv mit der Bioaerosol-Thematik ausei-
nandergesetzt. Eine pauschale Problematisierung des Themas mittels Standorteigenschaften wie 
´Abstand von weniger als 350 m zwischen Schweinehaltungsanlagen und Wohngebäuden´ oder 
´weitere bioaerosolemittierende Anlagen in der Nähe´ ist weder berechtigt noch aus Vorsorge-
gründen geboten. Vielmehr ist jeweils der Einzelfall zu beurteilen.  
Am Rande sei darauf hingewiesen, daß das Nds. Sozialministeriums bei der Internetpräsentati-
on der beiden einschlägigen Studien „AABEL“ und „NILS“ u.a. auf folgendes aufmerksam 
machte: „In beiden Studien konnte in Übereinstimmung mit anderen in- und ausländischen 

Untersuchungen gezeigt werden, dass früher Kontakt zu Tierhaltungsbetrieben vor Allergien 

schützt.“ 
Die Samtgemeinde geht daher weiter davon aus, daß der Einzelfall mit seinen spezifischen 
Emissionen, Immissionsorten und Emissions- sowie Immissionsminderungspotentialen maßgeb-
lich ist. Das Grundziel der Samtgemeinde, Tierhaltungsanlagen an vorgeprägten Standorten 
vorzusehen, wird durch die Bioaerosolthematik nicht in Frage gestellt. 

 

Bei der Konzeption der Baufelder sind die Bestimmungen des § 9 des Bundesfern- sowie des 
§ 24 des Niedersächsischen Straßengesetzes grundsätzlich zu beachten. Für Vorhaben an der 
freien Strecke (außerhalb der anbaurechtlichen Ortsdurchfahrt) klassifizierter Straßen (Bundes-, 
Landes- und Kreisstraßen) die Anbauverbotszone von 20 m einzuhalten. Eine direkte Erschlie-
ßung einzelner Anlagen zur gewerblichen Tierhaltung an einer freien Strecke zu einer klassifi-
zierten Straße hin ist nicht zulässig.  
Einmündungsbereiche von Gemeindestraßen an das klassifizierte Straßennetz sollten aus Grün-
den der Verkehrssicherheit so ausgebaut sein, dass ein ungehinderter Begegnungsverkehr beim 
Ein- und Abbiegen stattfinden kann. Sollte es nach entsprechender Feststellung der Verkehrssi-
cherheitskommission als Folge des Zu- und Abfahrens neuer Tierhaltungsanlagen zu einer Ge-
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fährdung von Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs im Einmündungsbereich von Gemein-
destraße in eine Bundes- oder Landesstraße kommen, soll die betroffene Gemeinde die erfor-
derlichen Folgemaßnahmen im Einmündungsbereich der Gemeindestraße im Einvernehmen mit 
der Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau- und Verkehr - Geschäftsbereich Lingen- 
durchführen. Über die Kostenträgerschaft soll ein städtebaulicher Vertrag zwischen der Ge-
meinde und dem Betreiber des verursachenden Tierhaltungsbetriebes abgeschlossen werden. 
Von den klassifizierten Straßen können Emissionen ausgehen. Für in Kenntnis dieses Sachver-
haltes errichtete bauliche Anlagen können gegenüber dem Träger der Straßenbaulast keinerlei 
Entschädigungsansprüche hinsichtlich des Immissionsschutzes geltend gemacht werden. 
Es ist sicherzustellen, dass von den einzelnen Anlagen keine Einwirkungen durch Licht, Rauch 
und sonstiges auf die klassifizierten Straße eintreten, die die Sicherheit und Leichtigkeit des 
Verkehrs beeinträchtigen können. 
Der Fachbereich Straßenbau beim Landkreis Emsland bzw. der Geschäftsbereich Lingen der 
Niedersächsischen Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr soll am Baugenehmigungs- 
bzw. BImSch-Verfahren beteiligt werden, soweit klassifizierte Straßen betroffen sind. Die Ent-
scheidung über die Beteiligung im Zuge eines Bau- oder BImSch-Verfahrens wird von der je-
weils zuständigen Genehmigungsbehörde getroffen. 

Die Art der Löschwasserversorgung und der jeweilige Löschwasserbedarf ist abhängig von der 
Art und Größe der jeweils vorgesehenen Tierhaltungsanlage und ist auf der Vorhabensebene im 
Vorfeld mit der Abteilung "Vorbeugender Brandschutz" und dem zuständigen Ortsbrandmeister 
abzustimmen. 

 

Größere Wälder mit mehr als 1 ha sind regelmäßig nicht Teil des Geltungsbereiches, eine Ein-
beziehung und Darstellung als Sondergebiet ist wegen der Waldeigenschaft auch nicht sinnvoll. 
Sollte solcher Wald mit einer künftigen Waldumwandlungsgenehmigung tatsächlich und recht-
lich entfernt werden, so liegt dort eine Fläche außerhalb des Geltungsbereiches der Flächennut-
zungsplanänderung sowie voraussichtlich außerhalb des einfachen Bebauungsplanes der be-
troffenen Mitgliedsgemeinde und damit außerhalb des Gebietes, in dem Tierhaltungsanlagen 
gesteuert werden. Die Zulässigkeit eines dortigen Vorhabens zur Errichtung von Tierhaltungs-
anlagen ergibt sich dann nicht aus der hier in Rede stehenden Bauleitplanung. 

 

Durch die Flächennutzungsplanänderung ergeben sich keine ersichtlichen Beeinflussungen der 
Nachbargemeinden. Der weit überwiegende Teil des Außenbereichs der Samtgemeinde Lenge-
rich steht nicht künftig „durch die Änderung des Flächennutzungsplanes“, sondern bereits heu-
te durch seine Eigenschaft als Außenbereich ohne Wald- oder andere entgegenstehende Eigen-
schaften grundsätzlich für die Ansiedlung von Tierhaltungsanlagen zur Verfügung (vgl. § 35 
Abs. 1 BauGB). Die Samtgemeinde schafft mit der 40. Flächennutzungsplanänderung die Vo-
raussetzung für die detailliert steuernde Bebauungsplanung der Mitgliedsgemeinden. 

Bebauungsplanung zur Steuerung von Tierhaltungsanlagen in den Mitgliedsgemeinden kann 
jedoch Einfluß auf das Gebiet der jeweiligen Nachbargemeinden haben. Die Bauleitpläne be-
nachbarter Gemeinden sind gem gesetzlicher Verpflichtung (§ 2 Abs. 2 Satz 1 BauGB) unterei-



5. Inhalt der Planung und Wirkung sowie Hinweise  

Samtgemeinde Lengerich, 40. Fnp.-Änderung „Steuerung von Tierhaltungsanlagen“  -29- 

nander abzustimmen. Gleichwohl werden die Gemeinden seitens der Samtgemeinde auch aus-
drücklich gebeten, bei der Planaufstellung die jeweiligen Nachbargemeinden zu beteiligen.  

Die Stadt Lingen hat einen Bereich unmittelbar an der Grenze zur Gemeinde Bawinkel als be-
sonders geeignet für Tierhaltungsanlagen gewertet und dort eine der beiden Konzentrationszo-
nen im Stadtgebiet ausgewiesen. Es liegt daher nahe, bei Planungen der Gemeinde Bawinkel 
diesen planerisch nun massiv vorbelasteten und vorgeprägten Raum anders zu bewerten als dies 
in der bisherigen verbindlichen Bauleitplanung der Gemeinde Bawinkel geschehen war. 
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Bodenfunde 

Bodenfunde sind Sachen oder Spuren, die in der Erde oder im Wasser gefunden werden und bei 
denen Anlaß zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind. Es kann sich z.B. um 
Tongefäßscherben, Urnen, Steingeräte, Metallgegenstände, Knochen, Gegenstände aus Leder 
oder Holz oder z.B. um Steinkonzentrationen, Holzkohleansammlungen, Aschen, Schlacken, 
auffällige Bodenverfärbungen etc., auch geringe Spuren solcher Funde, handeln. 

Sollten bei den geplanten Bau- und Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde ge-
macht werden, wird darauf hingewiesen, daß diese Funde meldepflichtig sind (§ 14 Abs. 1 Nie-
ders. Denkmalschutzgesetz vom 30.05.1978). Diese Funde sind unverzüglich der zuständigen 
unteren Denkmalschutzbehörde beim Landkreis Emsland (Tel. 05931 440) und dem Nieder-
sächsischen Landesamt für Denkmalpflege, Referat Archäologie (Tel. 0511 925-50) zu melden. 
Meldepflichtig sind der Finder, der Leiter der Arbeiten und der Unternehmer.  

Zutagetretende archäologische Funde und Fundstellen sind bis zum Ablauf von 4 Werktagen 
nach der Anzeige unverändert zu lassen, für ihren Schutz ist Sorge zu tragen (§ 14 (2) Nds. 
Denkmalschutzgesetz), wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Ar-
beiten gestattet. 

 

Verfassererklärung 

Der Entwurf der 40. Flächennutzungsplanänderung „Steuerung von Tierhaltungsanlagen“ wur-
de ausgearbeitet von Michael Schwarz, Raum- und Umweltplaner, Delmenhorst. 

Delmenhorst, 9.2.2012 

 

 

Verfahrensablauf  

Der Rat der Samtgemeinde Lengerich hat am         die Aufstellung der 40. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes beschlossen. Die öffentliche Auslegung wurde am              beschlossen. 
Der Entwurf hat vom         bis           öffentlich ausgelegen. Am           hat der Rat der Samtge-
meinde Lengerich die vorgebrachten Anregungen abgewogen und die 40. Änderung des Flä-
chennutzungsplanes festgestellt. 

Diese Begründung hat dem Rat der Samtgemeinde Lengerich in seiner Sitzung am              zu-
sammen mit der Planzeichnung zur Beschlußfassung vorgelegen. 

 

Lengerich, den ................ 



Umweltbericht 
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Umweltbericht 

Die Planung dient der räumlichen Steuerung der Tierhaltungsanlagen, die gem. § 35 Abs. 1 Nr. 
1 oder 4 BauGB zulässig sind. Sie bereitet kein Baurecht vor, sondern lediglich die Lenkung 
zulässiger Anlagen auf verträgliche Standorte und ihren Auschluß an weniger verträglichen 
Standorten. Die Zulässigkeit von Vorhaben ergibt sich – anders als bei der Vorbereitung von 
qualifizierten Bebauungsplänen – erst auf der Vorhabensebene auf der Grundlage von § 35 
BauGB. Es wird also kein Eingriff vorbereitet.  

Die Umweltprüfung zeigt, daß die Planung keine relevanten nachteiligen Umweltauswirkungen 
hat. 
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